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wicklung in
Nordhessen und
Südniedersach-
sen wird ver-
kannt und die
touristischen
Belange nicht
als ,Schutzgut‘
in die Abwä-
gung einge-
stellt.“

• „Für Vorsor-
gegesichtspunk-
te (Erhöhung
von Schutzab-
ständen, Be-
rücksichtigung
touristischer Be-
lange) bleibt
kaum Raum.
Stattdessen sol-
len Flächenfest-
legungen gegen
kommunale In-
teressen und in
Konfrontation
mit diversen
Bürgerinitati-
ven durchge-
setzt werden.“

• „Die Ausge-
staltung der
Großwindanla-
gen und Wind-
parks wird weit-
gehend den Pro-
jektentwick-
lern und Inves-
toren überlas-
sen.“ (kri)
ARTIKEL RECHTS

HANN. MÜNDEN. „Keine
Growiane über Hann. Mün-
den“ – so lautet das Thema der
Infoveranstaltung, zu der die
Stadt Hann. Münden für den
29. Mai, ab 17 Uhr in den Rit-
tersaal des Welfenschlosses
einlädt. Die Stadt wendet sich
– wie berichtet – entschieden
gegen die Windkraft-Pläne
von Hessen-Forst. Der Landes-
betrieb hat die Vorrangfläche
KS_26 „Gahrenberg“ für Inves-
toren öffentlich ausgeschrie-
ben. Das 550 Hektar große Ge-
biet erstreckt sich oberhalb
des westlichen Weserhangs
von Hann. Münden bis Rein-
hardshagen. Das Areal reiche
aus, so die Stadt, um 35 bis 50
Großwindanlagen mit mehr
als 200 Meter Gesamthöhe zu
bauen. Die Stadt hat ihre Ar-
gumente gegen das Projekt in
ihrer Stellungnahme aufgelis-
tet, die sie bei der 2. Anhörung
zum Entwurf des Teilregionals
Energie Nordhessen abgege-
ben hatte. Eine Übersicht:

• „Die Verträglichkeit einer
massierten Windenergienut-
zung von Waldflächen mit
den rechtsgültigen Zielen des
Regionalplans Nordhessen zur
Forstwirtschaft, zur Entwick-
lung des Natur- und Land-
schaftsraums und zur Touris-
musentwicklung ist nicht ab-
gestimmt.“

• „Die Bedeutung des Tou-
rismus für die Regionalent-

„Keine Growiane über Münden“
Stadt gegen Windkraft im Reinhardswald – Infoveranstaltung am 29. Mai

Dieser Kartenausschnitt zeigt - blau markiert – die Windenergie-Vorrangfläche
„Gahrenberg“: Nähere Informationen über den Windpark “Gahrenberg“ und das
laufende Ausschreibungsverfahren finden Leser unter www.hann.muenden.de.

Repro: Privat

M it der geplanten Er-
richtung von Windrä-
dern in unmittelbarer

Nähe zur hessisch-niedersäch-
sischen Landesgrenze handele
das Land Hessen erneut gegen
Mündener Interessen.

Dieser Meinung ist die Bür-
gerinitiative gegen den Aus-
bau des Flughafens Kassel-Cal-
den und für Umwelt und Na-
turschutz. Münden werde,
was Abstände von Windrä-
dern betrifft, schlechter be-
handelt als Schloss und Tier-
park Sababurg, die bei der Pla-
nung großräumig ausgespart
wurden. Eine solche Vorge-
hensweise „widerspricht den
elementaren Interessen Mün-
dens in Bezug auf Lebensquali-
tät und Tourismus“, so die Ini-
tiative.

Windräder verunstalteten
zunächst das Landschaftsbild,
darüber hinaus bestünden Be-
einträchtigungen durch
Windgeräusche, Blinklichter
oder Infraschall. Die Auswir-
kungen etwa auf bedrohte Vo-
gelarten seien nicht abzu-
schätzen

Die schlechten Erfahrun-
gen, die die Bürgerinitiative
mit dem Land Hessen und des-
sen Verwaltungsgerichten ge-
macht habe (...) würden die
Initiative nicht davon abhal-
ten, Klagemöglichkeiten zu
prüfen um jedenfalls das Pro-
jekt zu verzögern. (red/kri)

Kritiker:
„Hessen handelt
gegen Münden“

KASSEL. Nach heftiger Bürger-
kritik hat die Kasseler Ver-
kehrs-Gesellschaft (KVG) den
Entwurf für ein neues Linien-
netz im Nahverkehr der Stadt
überarbeitet vorgenommen.
Zahlreiche Hinweise aus den
1100 Bürgereingaben seien in
die aktualisierte Fassung der
Netzrefom eingeflossen, sagt
KVG-Vorstandschef Dr. Micha-
el Maxelon.

So soll es auch künftig eine
durchgehende Linie vom
Bahnhof Wilhelmshöhe über
die Dönche zum dez-Einkaufs-
zentrum in Niederzwehren ge-
ben. Auch die Taktreduzie-
rung bei Bussen und Trams ab
22.30 Uhr ist vom Tisch. „Für
eine Großstadt wie Kassel ist
es richtig, den Spätverkehr
beizubehalten“, erklärte Dr.
Michael Maxelon weiter. Auf
den wichtigsten Tramlinien
bleibt es bei einem 15-Minu-
ten-Takt auch in den späten
Abendstunden bis Betriebs-
schluss gegen Mitternacht.

Samstag besserer Takt
Nach dem intensiven Bür-

gerdialog sieht die Kasseler
Verkehrsgesellschaft die Netz-
reform auf gutem Weg. Kein
Stadtteil werde vom öffentli-
chen Nahverkehr abgekop-
pelt, verspricht Vorstand Dr.
Thorsten Ebert. Für viele Fahr-
gäste werde es Verbesserun-
gen geben. Aber es werde auch
bei künftigen Einschränkun-
gen für einige Kunden blei-
ben.

Ziel: 350 000 Fahrgäste mehr
Künftig soll die Tram auch

samstags bis 18 Uhr im 15-Mi-
nuten-Takt fahren, um den
längeren Ladenöffnungszei-
ten gerecht zu werden. Durch
die Verbesserungen hofft die
KVG auf bis zu 350 000 Fahr-
gäste mehr im Jahr. Derzeit
werden rund 44 Millionen
Fahrgäste jährlich transpor-
tiert. (ach)

Bus und
Tram: Pläne
verbessert
KVG überarbeitet
Reform für Kassel

WOLFHAGEN. Etwa 170 min-
derjährige Flüchtlinge leben
derzeit in der Pommernanlage
in Gasterfeld. Viele von ihnen
sind schulpflichtig, 32 jedoch
sind im Kindergartenalter. Für
sie soll es nun den kreisweit
ersten Flüchtlings-Kindergar-
ten geben. Bislang gibt es an
zwei Nachmittagen pro Wo-
che ein Angebot durch Ehren-
amtliche. Das soll ausgebaut
und gegebenenfalls auch
durch hauptamtliche Betreuer
aufgestockt werden, kündigt
Vizelandrätin Susanne Selbert
(SPD) an.

Bereits seit gut zwei Jahren
bietet der Wolfhager Verein
Fairändern jeden Freitag zwi-
schen 15 und 17 Uhr eine Kin-
derbetreuung in der Gemein-
schaftsunterkunft an, vor an-
derthalb Jahren kam Klaus Al-
brecht aus Naumburg mit ei-
nem Malkurs am Dienstag-
nachmittag hinzu.

Ehrenamtliche gesucht
Jetzt werden die Betreu-

ungszeiten ausgeweitet. Eh-
renamtliche, die bereits Erfah-
rung mit der Erziehung von
Kindern haben, sollten sich
melden, wenn sie aushelfen
wollen, so Selbert. Sollten sich
nicht genügend Ehrenamtli-
che finden, „würden wir gege-
benenfalls auch Personen zu-
steuern“, sagt die Vizelandrä-
tin. Frauen und Männer, die
Erfahrungen im Umgang mit
Kindern und Jugendlichen ha-
ben, und hier gerne helfen
wollen, melden sich beim
Landkreis Kassel. Ansprech-
partner ist Wolfgang Engel-
mohr, Telefon 0561/ 1003-
1183 oder Mail: wolfgang-en-
gelmohr@landkreiskassel.de.
(ren)

Erste Kita
im Kreis für
Flüchtlinge
Betreuung wird in
Wolfhagen ausgebaut

HANN. MÜNDEN. Überwäl-
tigt waren kürzlich Menschen
aus Hermannshagen, als sie
im Apfelbaum von Familie
Schäfer einen Bienenschwarm
sahen und hörten. Schät-
zungsweise 20 000 Bienen hat-
ten sich dort eingefunden. Wo
sie herkamen wusste nie-
mand. Glücklicherweise konn-
te Nachbar Jürgen Englisch,
der sich mit der Imkerei be-
schäftigt, gerufen werden. Er
hat die Honigbienen in einem
speziellen Bienenkasten ein-
gefangen. Er schaute, wo sich
die Königin befindet und plat-
zierte sie mit einem Feger in
dem Kasten. Da sie eine Duft-
spur hinterließ, folgten ihr die
Bienen. Das dauerte zwar eine
ganz Weile, aber er hatte dann
ein neues, sein viertes, Volk
zusammen.

Königin geschützt
Durch einen Bienen-

schwarm können sich neue
Bienenvölker entwickeln. Es
ist also ein wichtiger Vorgang
für die Vermehrung. Jedes Bie-
nenvolk besitzt eine Königin.
Schlüpft eine zweite, verlässt
die alte Bienenkönigin mit ei-
nem Teil ihres Volkes den Bie-
nenstock. Diese Bienen su-
chen sich dann eine passende
Baumhöhle oder ähnliches als
neue Behausung. Bei der Su-
che wollen sie nur ihre Köni-
gin auf dem Schwarmflug be-
schützen.

Und das machen sie, indem
sie sich an einem Baum oder
ähnlichem um sie herum ver-
sammeln und so eine schüt-
zende Traube bilden. (zpy)

20 000 Bienen
besetzten
Apfelbaum

Mehr zum Thema: Blitzeraffäre – Neue Zeugin statt Urteil

Urkunden. Zu diesen würden
sie erst, wenn sie in der Stadt-
verwaltung ausgewertet wor-
den sein. „Allein eine schriftli-
che Lüge wäre nicht strafbar“,
erläutert Dr. Gert Meyer, Ver-
teidiger des Beamten.

Um die genauen Abläufe in
der Stadt darzulegen, soll nun
eine Mitarbeiterin des Ord-
nungsamtes als Zeugin gehört
werden. Richter Hecht ließ
durchblicken, dass er sich da-
von wenig verspricht. Er zi-
tierte mehrere Urteile von
Verwaltungsgerichten, nach
denen solche Messprotokolle
öffentliche Urkunden sind.

• Nächster Verhandlungster-
min: 7. Juni, 14 Uhr, Saal 105-
106 im Kasseler Amtsgericht

und die Geräte einwandfrei
justiert sind. Mit blanko unter-
schriebenen und kopierten
Protokollen hatte die von der
Stadt beauftragte Firma Safety
First die Möglichkeit, sich dies
selbst zu bestätigen. Sollte
dies tatsächlich so gewesen
sein, wäre dies Falschbeur-
kundung im Amt, die mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder Geldstrafe bestraft wird.

Die Angeklagten nahmen
gestern erneut selbst keine
Stellung zu den Vorwürfen.
Ihre Anwälte legten dar, dass
es aus ihrer Sicht keine Falsch-
beurkundung gegeben habe.
Denn nach ihrer Auffassung
handelt es sich bei den Proto-
kollen nicht um öffentliche

in Kassel gesehen habe. Mit
Unterstützung des Richters er-
innerte sich der Zeuge auch
daran, dass es Fälle gegeben
hatte, wo überhaupt kein Be-
amter bei den Kontrollen an
den Blitzern zugegen war.
Weil Tempomessungen eine
hoheitliche Aufgabe sind,
wäre diese zwingend erforder-
lich gewesen.

Maximal Jahre Haft
Der angeklagte 51-jährige

Beamte soll mindestens 17
Messprotokolle mit seiner
Blanko-Unterschrift versehen
haben. Die Protokolle dienen
eigentlich dazu, behördlich zu
bestätigen, dass die Messun-
gen ordnungsgemäß laufen

V O N B A S T I A N L U D W I G

KASSEL. Im Gerichtssaal E116
des Amtsgerichtes war gestern
im Blitzerprozess das Urteil
mit Spannung erwartet wor-
den. Entsprechend groß war
das Interesse der Bevölkerung
und der Medien. Unter den
Zeugen, die gestern von Rich-
ter Nicolas Hecht aufgerufen
wurden, war ein ehemaliger
Mitarbeiter der Firma Safety
First aus Reinhardshagen
(Kreis Kassel). Dieser sagte aus,
dass er den angeklagten Beam-
ten – der sich wegen Falschbe-
urkundung im Amt verant-
worten muss – seinerzeit nie
bei den Wartungsarbeiten an
den fünf stationären Blitzern

Angeklagte unter Druck
Blitzeraffäre: Strategie der Verteidigung ist aus Sicht des Richters wenig aussichtsreich

Sollten für mehr Verkehrssicherheit sorgen: Die Blitzer, die 2012 an fünf Kasseler Standorten (im Bild Ludwig-Mond-Straße) aufgestellt
wurden, sorgten stattdessen für einen Skandal. Sie wurden bereits Ende 2012 wieder abgebaut. Archivbild: Herzog


